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mehr länger hinnehmen konnten. Im Rahmen einer gro­
ßen Protestbewegung ließen sie sich die Lohnansprüche 
ihrer ausgesperrten Mitglieder abtreten und klagten diese 
vor den Arbeitsgerichten ein. Im Bereich der IG Metall 
wurden auf diese Weise rund 34 500, im Bereich der IG 
Druck und Papier rund 12 000 Verfahren anhängig.14 Die 
Massenklagen hatten das Ziel, die Öffentlichkeit unmiß­
verständlich auf den Machtmißbrauch der Monopole, der 
den sozialen Besitzstand der Werktätigen bedroht und die 
Gewerkschaften verfassungsmäßig garantierter Rechte be­
raubt, aufmerksam zu machen. Sie sollten weiterhin in 
den ersten Instanzen Entscheidungen herbeiführen, die es 
dem letztinstanzlich entscheidenden Bundesarbeitsgericht 
erschweren würden, seine bisherige reaktionäre Rechtspre­
chung beizubehalten.

Die erstinstanzliche Rechtsprechung

Das Ergebnis war, daß in der ersten Instanz die Arbeits­
gerichte in der Mehrzahl negativ entschieden haben. Trotz­
dem wurde ein Achtungszeichen gesetzt, wenn — nach ge­
werkschaftlichen Angaben16 — die IG Druck und Papier 
in ca. 43 Prozent und die IG Metall in ca. 33 Prozent der 
Fälle obsiegten. Im folgenden sollen einige dieser Ver­
fahren näher untersucht werden.

Diejenigen Arbeitsgerichte, die die Klagen abgewiesen 
haben, folgten im wesentlichen der Argumentation des o. g. 
Beschlusses des Bundesarbeitsgerichts von 1971, wonach die 
„Kampfparität der Sozialpartner“ die Anerkennung so­
wohl des Streiks als auch der Aussperrung erfordere und 
beide Kampfmittel unter dem Gebot der Verhältnismä­
ßigkeit zulässig seien. Einige Gerichte16 machten darüber 
hinaus geltend, daß die Aussperrung vom Gesetzgeber an­
erkannt sei, weil es nicht vorstellbar sei, daß der Gesetz­
geber die Rechtsfolgen für einen Tatbestand normiert 
habe, den er selbst für rechtswidrig halte. Sie berufen sich 
beispielsweise auf die in § 18 Abs. 7 des Schwerbehinder­
tengesetzes vom 16. Juni 1953 (BGBl. I S. 389)17 enthaltene 
Wiedereinstellungspflicht nach der Aussperrung und be­
haupten, daß bei Nichtanerkennung der Aussperrung 
diese Regelung überflüssig sei, denn eine rechtswidrige 
Aussperrung könne das Arbeitsverhältnis ohnehin nicht 
beenden. Daraus leiten sie ab, daß der Gesetzgeber „be­
wußt und gewollt die richterrechtliche Regelung in Kauf 
(nehme); er sanktioniere die bisherige bundesarbeitsge­
richtliche Rechtsprechung dadurch, daß er an den gefun­
denen Regeln,. Auslegungen und Auffassungen nichts än­
dert und auch nichts ändern will.“18

Diese Argumentation ist nicht schlüssig. Wenn der 
BRD-Gesetzgeber im Ergebnis des Klassenkampfes der 
Werktätigen gezwungen ist, bestimmte Garantien in der 
Rechtsordnung zu verankern, um bestimmten Auswüch­
sen des kapitalistischen Systems zu begegnen, wie dies 
für den besonderen Kündigungsschutz von Schwerbehin­
derten, Schwangeren und Wöchnerinnen zutrifft, so kann 
daraus nicht im Umkehrschluß eine Anerkennung der 
Aussperrung abgeleitet werden. Es geht hier lediglich um 
die praktische Sicherung der Kündigungsschutzbestim­
mungen, nicht um die Anerkennung der Aussperrung.

Diejenigen Arbeitsgerichte, die den Klagen der Ge­
werkschaften stattgegeben haben, gehen größtenteils 
ebenfalls von der Anerkennung der Aussperrung aus. So 
verneint z. B. das Arbeitsgericht Uim in seinem Urteil 
vom 9. Mai 1978 — 1 Ca 1210/78 — zwar die Zulässigkeit 
der Angriffsaussperrung und der Abwehraussperrung als 
Reaktion auf einen Flächenstreik, hält jedoch die Abwehr­
aussperrung als Reaktion auf einen Schwerpunktstreik für 
zulässig. Die Gerichte, die diese Argumentation vertreten, 
gaben den Klagen statt, weil die Unternehmer ihrer An­
sicht nach zwar ein Recht auf Aussperrung hätten, die 
konkrete Aussperrung jedoch das durch den Beschluß des 
Bundesarbeitsgerichts von 1971 aufgestellte Gebot der 
Verhältnismäßigkeit verletze.

Bemerkenswert für die Rechtsprechung der BRD sind

vor allem einzelne Urteile von erstinstanzlichen Gerich­
ten, in denen — entsprechend der tatsächlichen Rechts­
lage — die Aussperrung für rechtswidrig und unzulässig 
erklärt wird. So kritisiert z. B. das Arbeitsgericht Lörrach 
in seinem Urteil vom 18. August 1978 — 2 Ca 253/78 — die 
herrschende Auffassung zu den Begriffen „Kampfparität“ 
und „Verhältnismäßigkeit“ und leitet diese Kategorien 
aus der realen sozialökonomischen Lage der Parteien ab. 
In der Begründung heißt es: „Erst durch das Streikrecht 
wird es der Arbeitnehmerschaft ermöglicht, Tarifverträge 
gegenüber dem zuständigen Arbeitgeberverband über­
haupt durchzusetzen ..., denn die Arbeitgeberseite findet 
sich gegenüber den Arbeitnehmern durch die Verfügungs­
befugnisse des Eigentümers von vornherein in einer nicht 
vergleichbaren Lage. Die wirtschaftliche Macht der Ar­
beitgeber ergibt sich bereits aus der Einkommens- und 
Vermögensverteilung. ... Deshalb müssen sich die Arbeit­
nehmer, um überhaupt ein emstzunehmender Verhand­
lungspartner für die Arbeitgeber zu werden, in Koalition 
zusammenschließen. Demgegenüber ist es der Arbeitgeber­
seite unbenommen, sich ebenfalls in Koalition zusammen­
zuschließen und koalitionsgemäß zu betätigen. Läßt man 
jedoch als zulässiges Mittel koalitionsmäßiger Betätigung 
die Aussperrung zu, so wird der Arbeitnehmerschaft auf 
der einen Seite das wieder genommen, was ihr auf der 
anderen Seite mit dem Streikrecht gegeben worden ist... 
Da die Aussperrung also das verfassungsmäßig garantierte 
Streikrecht völlig entwertet, ist sie wegen Verstoßes gegen 
Art. 9 Abs. 3 Satz 1 GG unwirksam.“19

Die zweitinstanzliche Rechtsprechung

Analysiert man die zweitinstanzlichen Entscheidungen zu 
den Massenklagen der Gewerkschaften, so bietet sich ein 
anderes Ergebnis dar: Mit einer Ausnahme haben alle 
Landesarbeitsgerichte die Klagen der Gewerkschaften ab­
gewiesen.

So begründet z. B. das Landesarbeitsgericht Baden- 
Württemberg in seinem Urteil vom 10. Oktober 1978 — 1 Sa 
30/78 —20 die Zulässigkeit der suspendierenden Abwehr­
aussperrung mit dem „Grundsatz der Kampfparität und 
der Waffengleichheit“, geht aber über die bisherige Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts noch hinaus, wenn 
es der suspendierenden Abwehraussperrung unmittelbaren 
Verfassungsrang attestiert und sie damit praktisch unum­
kehrbar machen will. In dem Urteil heißt es: „Diese sus­
pendierende Aussperrung fällt ... als spezifisch koali­
tionsmäßige Betätigung der Arbeitgeberverbände unter 
den Verfassungsschutz des Art. 9 Abs. 3 GG. Gerichtliche 
Entscheidungen, die die Abwehraussperrung für unzuläs­
sig erklären, widersprechen daher nicht nur der Rechts­
ordnung. Sie sind auch mit unserer Verfassung nicht 
vereinbar.“ Diese These versucht das Gericht mit der Be­
hauptung zu stützen, daß es gegenwärtig „keine beweis­
kräftigen oder plausiblen Argumente gibt, die ein Un­
gleichgewicht zwischen den Tarifpartnern zu Lasten der 
Arbeitnehmer begründen könnten“. Tatsächlich können 
aber die Unternehmer während der Laufzeit des Tarif­
vertrags durch Rationalisierung, Intensivierung der Pro­
duktion, Abbau übertariflicher Leistungen, Einführung 
neuer Lohnsysteme usw. die Verteilungsverhältnisse zu 
ihren Gunsten verändern. Nach Ablauf des Tarifvertrags 
sind es regelmäßig die Gewerkschaften, die neue Forde­
rungen stellen müssen, um den sozialen Besitzstand der 
Werktätigen zu sichern. Die Unternehmer beeinflussen 
die Verteilungsverhältnisse weiterhin durch ihre Preis­
setzungsmacht, durch die Verfügungsgewalt über die Ar­
beitsplätze und vor allem durch ihren politischen Einfluß. 
Diese Tatsachen läßt das Gericht völlig unberücksichtigt.

Lediglich das Landesarbeitsgericht Frankfurt am Main 
hat die Aussperrung als rechtswidrig bezeichnet. Es be­
gründet sein Urteil vom 17. April 1979 — 4/5 Sa 1044/78 —21 

mit dem eindeutigen Verbot der Aussperrung durch Art. 29 
Abs. 5 der Verfassung Hessens und stellt fest: „Weder


